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niederlandisches Unternehi1:~..: 

Am 31.10.2023 verurteilte das Bezirksgericht Rotter-
dam eine niederlandische Gesellschaft mit beschránkter 
Haftung und ihren Geschaftsfi hrer wegen Verstogen 
gegen die EU-Sanktionen. Das Gericht verhangte gegen 
das Unternehmen eine Geldstrafe von 200.000 EUR 
und gegen den Geschaftsfuhrer eine 18-monatige Haft-
strafe. In dem Fall ging es um die Lieferung von elektro-
nischen Gütern nach Russland, die auch für militOrische 
Zwecke verwendet werden kinnen. Das Gericht ent-
schied, dass diese Ausfuhren nach den EU-Sanktionen 
gegen Russland verboten waren und durch Methoden 
wie eine Versandroute über die Malediven und gefalsch-
te Dokumente, die sich auf einen falschen Endverwen-
der in der Ukraine bezogen, verschleiert worden waren. 

Nach dieser Verurteilung machte die niederlandische 
Staatsanwaltschaft von ihrer selten genutzten zivilrecht-
lichen Befugnis Gebrauch, die Auflösung des Unterneh-
mens zu beantragen. Am 15.4.2024 gab das Bezirks-
gericht Gelderland diesem Antrag statt und loste das 
Unternehmen auf. Das Gericht ernannte auch einen  

Liquidator. Nach niederlii.ndischem Recht ist die Staats-
anwaltschaft befugt, die Auflösung einer juristischen 
Person zu beantragen, deren Zweck oder Tatigkeit ge-
gen die öffentliche Ordnung verstoft. In diesem Sankti-
onsfall stützte sie sich jedoch auf ihre Befugnis, die 
Auflösung einer Gesellschaft zu beantragen, die ihren 
satzungsgemaf3en Zweck mangels Vermogen nicht er-
fiillen kann oder die ihre Tdtigkeit zur Erfi llung dieses 
Zwecks eingestellt hat. Die Begründung der Staats-
anwaltschaft, der das Gericht folgte, lautete, dass das 
Unternehmen hauptsachlich (illegale) Einkommensströ-
me aus Russland bezog. Aufgrund der EU-Sanktionen 
ist es dem Unternehmen nicht mehr gestattet, solche 
Einkünfte zu erzielen. AuEerdem ist der verurteilte Ge-
schg.ftsfuhrer, der das einzige Geschaftsleitungsmitglied 
war, jetzt flüchtig, und das Unternehmen hat über 2023 
hinaus keine Einkünfte erzielt. Dem Antrag auf Auf-
lösung wurde daher stattgegeben. 
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